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Claudia Weinkopf 

Personal-Service-Agenturen 

Kritische Zwischenbilanz eines neuen arbeitsmarktpoliti-
schen Ansatzes 

1 Einleitung 
Personal-Service-Agenturen (PSA) sind seit Anfang 2003 auf Vo r-
schlag der Hartz-Kommission in ganz Deutschland gegründet worden, 
um Arbeitslose über den Umweg der Arbeitnehmerüberlassung wieder 
in Beschäftigung zu bringen. Der PSA-Ansatz wird nicht erst seit der 
spektakulären Maatwerk-Pleite im Februar 2004, dem bis dahin größten 
PSA-Betreiber, kontrovers diskutiert: Welchen Beitrag können sie zum 
Abbau der Arbeitslosigkeit leisten? Profitieren davon auch schwer 
Vermittelbare? Sind die Subventionen gerechtfertigt oder werden 
kommerzie lle Zeitarbeitsfirmen verdrängt? Welche Rückwirkungen 
haben die PSA auf den Arbeitsmarkt insgesamt ? 

In diesem Beitrag wird vor dem Hintergrund früherer Erfahrungen mit 
vermittlungsorientierter Arbeitnehmerüberlassung eine kritische Zwi-
schenbilanz des Konzeptes, der Umsetzung und der bisherigen Ergeb-
nisse der PSA gezogen.   

2 START und Co. als Vorläufer der PSA 

Der Ansatz, Arbeitnehmerüberlassung zur Wiedereingliederung von 
Arbeitslosen zu nutzen, ist keineswegs erst im Jahre 2002 in der Hartz-
Kommission erfunden worden. Vielmehr gab es solche Ideen in 
Deutschland bereits in den achtziger Jahren (vgl. Göbel 1980), und ein 
erster Modellversuch in NRW datiert aus dem Jahre 1992. Mitte der 
neunziger Jahre wurde ein zeitlich befristetes Bundesprogramm zur 
Förderung von vermittlungsorientierter Arbeitnehmerüberlassung auf-
gelegt, das jedoch in der Öffentlichkeit kaum zur Kenntnis genommen 
worden ist. Erst 2001 hat auch das hessische Landesarbeitsamt den 
Ansatz aufgegriffen und umgesetzt. Da der dortige Präsident Mitglied 
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der Hartz-Kommission war, haben jedoch vor allem diese Erfahrungen 
Pate gestanden für die Grundkonstruktion der PSA.  

START Zeitarbeit NRW 

Der erste Anstoß für eine praktische Erprobung des START-Ansatzes 
in Deutschland kam aus den Niederlanden. Hier war bereits Ende 1977 
die Stichting Uitzendbureau Arbeidsvoorziening (START) in gemein-
samer Trägerschaft von Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden und der 
öffentlichen Hand gegründet worden, um Arbeitslose über Zeitarbeit 
wieder in Arbeit zu bringen. Anfang der neunziger Jahre regte START 
an, diesen Ansatz auch in Nordrhein-Westfalen erproben. Obwohl Zeit-
arbeit in Deutschland – was vielleicht schon in Vergessenheit geraten 
ist – zu Beginn der neunziger Jahre politisch noch höchst umstritten 
war, gelang es letztlich, auch auf Seiten der Gewerkschaften Unterstüt-
zung für diese Idee zu gewinnen. Ein wichtiger Faktor für deren Betei-
ligung war, dass die Entlohnung der Zeitarbeitskräfte bei START den 
tariflichen Bedingungen in den Entleihbetrieben entsprechen sollte 
(„Referenzlohn-Prinzip“ – vgl.Weinkopf/Krone 1995).  

Im April 1992 wurde eine erste START-Niederlassung in Gronau ge-
gründet, im Laufe des Jahres 1993 folgten weitere in Bocholt, Wesel 
und Essen. Im Januar 1995 wurde dann der Ansatz in deutsche Träger-
schaft übernommen und die START Zeitarbeit NRW GmbH mit Nie-
derlassungen in ganz NRW gegründet (vgl. hierzu ausführlich Wein-
kopf 1996; Vanselow/Weinkopf 2000). Seit Mitte 1997 arbeitet die 
Gesellschaft kostendeckend und hat zwischenzeitlich auch die Darlehen 
aus der Anfangszeit zurückgezahlt. 

Das Bundesprogramm AüGRi 

Die ersten Erfahrungen mit dem START-Modellversuch in Nordrhein-
Westfalen haben maßgeblich dazu beigetragen, dass das damalige Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung im Oktober 1994 ein 
kleines arbeitsmarktpolitisches Sonderprogramm zur bundesweiten 
Erprobung vermittlungsorientierter Arbeitnehmerüberlassung auflegte: 
die „Richtlinien zur Förderung der Eingliederung schwervermittelbarer 
Arbeitsloser durch Darlehen und Zuschüsse an Gesellschaften zur Ar-
beitnehmerüberlassung“ – kurz „AüGRi“. Das bis Ende 1996 befristete 
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Programm mit einem Fördervolumen von insgesamt 51 Millionen DM 
war als Anschubfinanzierung für Gesellschaften vorgesehen, die ähn-
lich wie START Arbeitnehmerüberlassung zur Wiedereingliederung 
von Arbeitslosen betrieben. Obwohl das Programm auch für gewerbs-
mäßige Zeitarbeitsunternehmen offen war, zeigten diese wenig Interes-
se an einer Beteilung. So wurden letztlich überwiegend gemeinnützige 
Träger gefördert, die zudem oftmals zuvor noch keine Erfahrungen mit 
Arbeitnehmerüberlassung hatten. Teilweise haben diese Arbeitnehmer-
überlassung mit anderen Aktivitäten wie Qualifizierung und der Orga-
nisation öffentlich geförderter Beschäftigung kombiniert. Nur wenige 
Gesellschaften haben wie START Zeitarbeit NRW in größerem Um-
fang gearbeitet (vgl. Vanselow/Weinkopf 1997).  

Nachdem das AüGRi-Programm Ende 1996 ausgelaufen war, haben 
viele insbesondere kleinere Träger die Arbeitnehmerüberlassung wieder 
aufgegeben bzw. sie nur in kleinerem Umfang fortsetzen können. In 
Bayern, Thüringen und Mecklenburg-Vorpommern wurden einige 
gemeinnützige Gesellschaften aus Mitteln der Länder zunächst weiter 
unterstützt (vgl. Vanselow/Weinkopf 2000: 143ff).  

Jenseits der gemeinsamen Zielsetzung der Reintegration von Arbeitslo-
sen unterscheidet sich die Arbeitsweise dieser verschiedenen Initiativen 
teilweise deutlich voneinander. Marktorientierte Gesellschaften wie 
START arbeiten ähnlich wie kommerzielle Verleiher, während kleinere 
gemeinnützige Träger sich oftmals auf schwer vermittelbare Arbeitslose 
konzentrieren und mehr Betreuung, Unterstützung und Qualifizierung 
anbieten. Außerdem liegen bei diesen die Entleihtarife oft deutlich 
niedriger als im kommerziellen Verleih. Um trotzdem kostendeckend 
arbeiten zu können, benötigen sie in größerem Maße öffentliche Zu-
schüsse. Ein weiterer wichtiger Unterschied besteht darin, dass markt-
orientierte Unternehmen eher nach Bedarf Arbeitskräfte einstellen und 
auch wieder entlassen, während die gemeinnützigen z. T. befristete 
Arbeitsverträge anbieten, aber auf betriebsbedingte Kündigungen ver-
zichten. Wie in 4 noch ausführlicher dargestellt wird, steht der PSA-
Ansatz eher in der Tradition der gemeinnützigen Initiativen. 
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Grundlogik der vermittlungsorientierten 
Arbeitnehmerüberlassung 

Während in der kommerziellen Arbeitnehmerüberlassung die „Abwer-
bung“ von Arbeitskräften durch Entleihbetriebe einen eher unerwünsch-
ten Nebeneffekt darstellt, ist dies bei der vermittlungsorientierten Vari-
ante kein „Betriebsunfall“, sondern die eigentliche Zielsetzung der 
Überlassung. Anders ausgedrückt: Der Verleih ist nur das Mittel zum 
Zweck der Wiedereingliederung. Dabei ist im Grundsatz von nachran-
giger Bedeutung, ob das eigentliche Motiv des entleihenden Unterneh-
mens tatsächlich darin besteht, neue Arbeitskräfte zunächst risikolos zu 
erproben, oder ob es zunächst um die Abdeckung von personellen Eng-
pässen z. B. in Folge eines kurzfristig erhöhten Arbeitsanfalls oder 
Ausfällen von Stammbeschäftigten (etwa wegen Urlaub oder Krank-
heit) geht. Wenn das betreffende Unternehmen freie Stellen im 
betreffenden Tätigkeitsbereich zu besetzen und zuvor gute Erfahrungen 
mit einer Zeitarbeitskraft gemacht hat, stehen die Chancen nicht 
schlecht, dass diese dann übernommen wird.  

Die Übernahmequoten lagen nach vorliegenden Informationen bei den 
dama ligen Initiativen mit 40 bis 50 % durchgängig vergleichsweise 
hoch. Das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung hat zudem in 
einer ökonometrischen Untersuchung am Beispiel der gemeinnützigen 
Arbeitnehmerüberlassung in Rheinland-Pfalz nachgewiesen, dass die 
Wiedereingliederung auf diesem Weg im Vergleich zu einer Kontroll-
gruppe vergleichbarer Arbeitsloser um 13 Prozentpunkte erfolgreicher 
war (vgl. Almus et al. 1998). Dies ist insofern beachtlich, als einschlä-
gige Analysen für andere arbeitsmarktpolitische Instrumente in den 
vergangenen Jahren zu dem Ergebnis gekommen sind, dass diese die 
Wahrscheinlichkeit einer Wiederbeschäftigung oftmals nicht positiv 
beeinflussen (vgl. z.  B. Hagen/Steiner 2000).  

Von vermittlungsorientierter Arbeitnehmerüberlassung können – so die 
bisherigen Erfahrungen – grundsätzlich auch Personen profitieren, die 
gemeinhin als „schwer vermittelbar“ gelten und in normalen Einstel-
lungsverfahren oft keine Chance haben (vgl. Klein 1990: 690). Haben 
Unternehmen hingegen die Möglichkeit, Arbeitskräfte im Rahmen von 
Arbeitnehmerüberlassung zunächst risikolos zu erproben, sind sie ten-
denziell eher bereit, auch Personen einzusetzen, die bei einer direkten 
Einstellung keine Chance hätten.  
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Als hilfreich für die erfolgreiche Wiedereingliederung von Arbeitslosen 
durch vermittlungsorientierte Arbeitnehmerüberlassung hat sich zusätz-
lich erwiesen, dass – anders als bei direkten Einstellungen von Arbeits-
kräften – mit dem Personal der Gesellschaften eine „Vermittlungsin-
stanz“ beteiligt ist. Diese kann die Einarbeitung unterstützen, bei ggf. in 
der Anfangszeit auftretenden Konflikten vermitteln und bei möglichen 
qualifikatorischen Defiziten ergänzende Qualifizierung organisieren. In 
der Praxis hat sich allerdings gezeigt, dass hierbei auch Grenzen beste-
hen. So müssen die Qualifizierungsangebote zeitlich sehr flexibel sein, 
weil verleihfreie Zeiten meist nicht planbar sind. Zudem haben die 
Zeitarbeitskräfte i.  d. R. individuell unterschiedliche Qualifizierungsbe-
darfe. Aus beiden Gründen ist die Durchführung der Maßnahmen in 
Gruppen kaum möglich. Zudem haben viele Gesellschaften keine eige-
nen Schulungsräume und kein Personal, das die Qualifizierung über-
nehmen könnte, so dass Bildungsträger als Kooperationspartner ge-
wonnen werden müssen. Nicht zuletzt steht die Qualifizierung bei ver-
mittlungsorientierter Arbeitnehmerüberlassung grundsätzlich immer im 
Konflikt zum vorrangigen Bestreben, Verleiheinsätze zu organisieren, 
da nur diese Einnahmen erbringen.    

Aus der positiven Bilanz bisheriger Ansätze vermittlungsorientierter 
Arbeitnehmerüberlassung lässt sich jedoch nicht ohne weiteres schlie-
ßen, dass dies auch in größerem Rahmen funktioniert, wie dies bei der 
Einführung von PSA unterstellt wurde.1 Denn die bisherige Umsetzung 
erfolgte durchgängig regional begrenzt und mit eher kleinen Fallzahlen. 
Zudem werden die Akquisitionschancen für  betriebliche Einsätze und 
insbesondere die Bereitschaft der Unternehmen, Personal in feste Be-
schäftigung zu übernehmen, durch die jeweilige Arbeitsmarktsituation 
beeinflusst.  

Neben möglichen quantitativen Grenzen der Wirksamkeit ist weiterhin 
zu beachten, dass Zeitarbeit zwar gemeinhin als besonders „moderne“ 
und flexible Arbeitsform angesehen wird, tatsächlich aber – unabhängig 
davon, ob sie gewerblich oder vermittlungsorientiert betrieben wird – in 
ihren Strukturen eher traditionell ist. Die Einsatzschwerpunkte von 
Zeitarbeitskräften liegen in Deutschland nach wie vor überwiegend im 

                                                                 
1  Vgl. z: B. die PSA-Studie, die kurz nach Veröffentlichung der Hartz-Vorschläge 

erstellt worden ist (Bertelsmann-Stiftung et al. 2002-29). 
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gewerblichen Sektor und eher in mittleren und größeren Betrieben. 
Dienstleistungstätigkeiten, Kleinbetriebe, Teilzeitarbeit und weibliche 
Arbeitskräfte sind im Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen Durch-
schnitt deutlich unterrepräsentiert. Die typischen Einsatzbereiche für 
Zeitarbeitskräfte zählen somit eher zu denjenigen, die aufgrund geringer 
Wachstumschancen und Stagnation bzw. Rückgang der Beschäftigung 
vergleichsweise schlechte Übernahmechancen bieten.  

Dies betrifft in besonderer Weise auch Helfertätigkeiten, deren Anteil 
in der Zeitarbeit deutlich höher liegt als in der Gesamtwirtschaft. Gegen 
die Schlussfolgerung, dass vermittlungsorientierte Arbeitnehmerüber-
lassung daher besonders zur Integration von gering Qualifizierten ge-
eignet sei (vgl. Klös 2000: 14), spricht jedoch, dass gewerbliche Unter-
nehmen offenbar in zunehmenden Maße Helferstellen mit Zeitarbeits-
kräften besetzen, statt hierfür eigenes Personal vorzuhalten. 

3 Personal-Service-Agenturen 
Die flächendeckende Einrichtung von Personal-Service-Agenturen wird 
seit Anfang 2003 von der Bundesagentur für Arbeit (BA) umgesetzt, 
wobei diese nicht selbst PSA betreibt. Vielmehr wurden die Träger von 
PSA in öffentlichen Ausschreibungsverfahren ausgewählt, an denen 
sich sowohl gemeinnützige Einrichtungen als auch kommerzielle Zeit-
arbeitsunternehmen beteiligen konnten. Ausgeschrieben wurden von 
den örtlichen Agenturen für Arbeit jeweils so genannte „Lose“ für eine 
bestimmte Zahl von Arbeitslosen (meist 40 bis 60, in Einzelfällen aber 
auch zwischen 10 und 240 – vgl. Jahn/Windsheimer 2004a: 4) für die 
Dauer von zwei Jahren. Manche Ausschreibungen bezogen sich auf 
eine bestimmte Personengruppe (z.  B. Akademiker/innen, unter 25-
Jährige, Ältere), andere auf bestimmte Tätigkeitsbereiche (z. B. Me-
tall/Elektro, Handel und Hotel-/Gaststättengewerbe) und oftmals wur-
den personen- und tätigkeitsbezogene Abgrenzungen kombiniert. Mit 
den PSA-Beschäftigten müssen befristete Arbeitsverträge für eine Dau-
er von mindestens neun und höchstens zwölf Monaten abgeschlossen 
werden.   

Anbieter mussten mit ihrer Bewerbung ein Konzept vorlegen und bezif-
fern, welches Honorar sie für die Beschäftigung dieser Gruppe benöti-
gen. Dieses bemisst sich nach einer monatlichen „Fallpauschale“ 
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(Grundbetrag), die alle anfallenden Kosten abdecken soll. In den ersten 
drei Monaten nach der Einstellung werden 100 % dieses Betrages ge-
währt, im vierten bis sechsten Monat 75 % und im siebten bis neunten 
Monat 50 %. Darüber hinaus wird bei erfolgreicher Wiedereingliede-
rung eine zusätzliche Integrations-/Vermittlungspauschale gewährt, die 
je nach Zeitpunkt der Übernahme degressiv gestaffelt ist. Sie beträgt 
200 % des Grundbetrages, wenn die Vermittlung in den ersten drei 
Monaten nach Einstellung in der PSA erfolgt, 150 % bei Vermittlung 
im vierten bis sechsten Monat und 100 % bei einer späteren Vermitt-
lung. Weitere Zuschüsse an die Personal-Service-Agenturen sind aus-
geschlossen.  

Es liegt auf der Hand, dass die Kalkulation des Zuschussbedarfs eine 
Rechnung mit vielen Unbekannten war. Denn vorab konnte nur grob 
abgeschätzt werden, zu welchen Preisen Unternehmen PSA-
Beschäftigte einsetzen und welchen Anteil verleihfreie Zeiten ausma-
chen, in denen die Löhne weiter gezahlt werden mü ssen, ohne dass dem 
zusätzliche Einnahmen gegenüber stehen. Ein wichtiger Faktor ist in 
diesem Zusammenhang auch die „Qualität“ der vom Arbeitsamt an die 
PSA vermittelten Beschäftigten. In einem BA-Rundbrief von Deze mber 
2002 wird die Zielgruppe folgendermaßen beschrieben: „Die erfolgrei-
che Anwendung des (…) Honorarschemas ist nur dann mö glich, wenn 
die PSA -Zielgruppe ausreichend Chancen für den für einen wirtschaft-
lichen PSA-Betrieb erforderlichen Arbeitskräfteverleih eröffnet. Damit 
wird zugleich deutlich, dass die PSA-Zielgruppe seitens der Arbeitsäm-
ter so festgelegt werden muss, dass sie zwar kurzfristig vom Arbeitsamt 
nicht vermittelbare Arbeitslose umfasst, die aber abgesehen von indivi-
duellen Vermittlungshemmnissen beschäftigungsfähig sind und im 
Rahmen ihres Qualifikationsspektrums für Arbeitnehmerüberlassung in 
Betracht kommen. Damit dürften sich auch für arbeitslose Arbeitneh-
mer ohne Berufsabschluss, Langzeitarbeitslose und von Langzeit-
arbeitslosigkeit bedrohte, schwerbehinderte und ältere Arbeitslose in 
vielen Fällen Chancen zur Einmündung in eine PSA mit sich anschlie-
ßender Integration in den Arbeitsmarkt ergeben.“ (Bundesanstalt für 
Arbeit 2002: 4)  

Diese allgemeine Anweisung birgt erhebliches Konfliktpotenzial. PSA-
Betreiber müssen zweifellos Interesse daran haben, Arbeitslose einzu-
stellen, die sich möglichst rasch und möglichst teuer an Betriebe verlei-
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hen lassen. Der BA-Rundbrief lässt offen, inwieweit die Betreiber einer 
Personal-Service-Agentur die Möglichkeit haben, Arbeitslose, die ihnen 
von den Arbeitsagenturen zur Einstellung vorgeschlagen werden, als 
ungeeignet abzulehnen. In der Praxis wird dies offenbar unterschiedlich 
gehandhabt. 

Aktueller Stand  

Die Bundesagentur für Arbeit hatte für 2003 das Ziel formuliert, in 
ganz Deutschland flächendeckend Personal-Service-Agenturen einzu-
richten und in diesen etwa 50.000 zuvor Arbeitslose zu beschäftigen. 
Tatsächlich sind im Laufe des vergangenen Jahres in allen Agenturbe-
zirken Personal-Service-Agenturen gegründet worden. Ende Dezember 
2003 lag die Zahl der PSA nach Angaben der BA bundesweit bei 969. 
Die rasche Besetzung der von ihnen angebotenen Arbeitsplätze gestaltet 
sich hingegen offenbar schwieriger. Zum Jahresende waren von den 
insgesamt 43.460 vorgesehenen Arbeitsplätzen mit 30.614 nur gut 70 % 
besetzt. Die Zahl der bereits wieder ausgeschiedenen PSA-Kräfte war 
bis zu diesem Zeitpunkt mit 12.346 naturgemäß noch recht niedrig. 
Folglich können auch aus der Angabe, dass von diesen bislang 5.439 
(44,1 %) erfolgreich in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
vermittelt worden seien, noch keine tragfähigen Schlussfolgerungen 
über die erzielbaren Eingliederungseffekte gezogen werden.   

Es ist umstritten, wodurch sich die Besetzung der Arbeitsplätze verzö-
gert hat. Ursprünglich war vorgesehen, dass dies innerhalb von drei 
Monaten nach Erteilung des Zuschlags umzusetzen sei. Nach Angaben 
des IAB benötigen die PSA im Durchschnitt jedoch schon allein 25 
Tage, bis erste Einstellungen vorgenommen werden (vgl. Jahn/Winds-
heimer 2004b: 2). Dies kann darauf zurückzuführen sein, dass Einstel-
lungen erst vorgenommen werden, wenn erste betriebliche Arbeitsein-
sätze akquiriert wurden, oder aber auch darauf, dass die PSA „wähle-
risch“ bei der Einstellung ihres Personals sind: „Bis zu zehn Arbeitslose 
würden pro PSA-Platz vorgeschlagen, diese aber zu häufig mit nicht 
nachvollziehbaren Gründen abgelehnt.“ (vgl. http://www.good-
practice.de) Diese Aussage einer BA-Vertreterin deutet auch darauf hin, 
dass den Personal-Service-Agenturen keine völlige Fre iheit bei der 
Auswahl der Arbeitskräfte zugestanden wird.  

http://www.goodpractice.de
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Nach Angaben der IAB-Begleitforschung differiert die Höhe der mo-
natlichen Fallpauschale zwischen 325 und 2.450 Euro, wobei der 
Durchschnitt bei 1.099 Euro liegt (vgl. Jahn/Windsheimer 2004a: 4). 
Der Umfang der tatsächlich gewährten Zuschüsse hängt jedoch auch 
davon ab, wie lange die Beschäftigten in der PSA verbleiben und wie 
hoch der Anteil erfolgreicher Vermittlungen ist.  

Zur Struktur der PSA-Beschäftigten liegen bislang nur wenige Informa-
tionen vor. Nach ersten Auswertungen des IAB sind offenbar gut zwei 
Drittel der PSA-Beschäftigten männlich, was jedoch gleichzeitig bedeu-
tet, dass der Frauenanteil in den PSA leicht über dem Branchendurch-
schnitt in der kommerziellen Zeitarbeit liegt. Aus arbeitsmarktpolit i-
scher Sicht von besonderem Interesse sind die Anteile von speziellen 
Zielgruppen, die bislang jedoch eher niedrig sind: So haben nur 28 % 
der PSA-Beschäftigten keine abgeschlossene Berufsausbildung und nur 
gut 14 % waren zuvor mehr als zwölf Monate arbeitslos (vgl. 
Jahn/Windsheimer 2004b: 2f).  

Kaum bekannt ist auch, wie es um die tatsächlichen betrieblichen 
Einsatzzeiten bestellt ist. In einem TV-Magazin wurde im November 
2003 über eine PSA in Lippstadt berichtet, bei der von 85 Beschäftigten 
zu diesem Zeitpunkt nur sieben in Betrieben tätig waren – „der Rest 
sitzt zu Hause“ (Helmer 2004). Nach ersten Berechnungen des IAB lag 
die Verleihquote (ohne krankheitsbedingte Ausfallzeiten) im ersten 
Halbjahr der Umsetzung der PSA durchschnittlich bei 43,1 % und im 
Oktober 2003 bei nur 40,7 % (vgl. Jahn/Windsheimer 2004b: 4). Dies 
bedeutet faktisch, dass die PSA-Beschäftigten sich bislang in deutlich 
weniger als der Hälfte ihrer Arbeitszeit in betrieblichen Einsätzen be-
fanden. Offen ist, ob und inwieweit die einsatzfreien Zeiten sinnvoll 
überbrückt werden. 

Angaben zur Höhe der durchschnittlichen Verleihsätze liegen nicht vor. 
Presseberichte deuten jedoch darauf hin, dass mitunter extrem niedrige 
Verleihsätze vorkommen. So bot etwa eine PSA in Berlin im Sommer 
2003 eine ausgebildete Bürokraft für 3,26 Euro pro Stunde an (vgl. 
FDP-Bundestagsfraktion 2003), was eindeutig als Preisdumping klassi-
fiziert werden kann.  

Im Februar 2004 hat die Insolvenz der Maatwerk GmbH, die bis dahin 
die weitaus größte Betreiberin von Personal-Service-Agenturen bun-
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desweit war, dem PSA-Ansatz Negativ-Schlagzeilen beschert. Maat-
werk hatte offenbar im Zuge der Vergabeverfahren für Personal-
Service-Agenturen im Jahre 2003 rund 200 „Lose“ für etwa 10.000 
PSA-Plätze erhalten, sich zahlreichen Medienberichten zufolge aber 
häufig kaum um betriebliche Einsätze oder Qualifizierung bemüht. 
Vielmehr wurden Einstellungen offenbar nicht selten so terminiert, dass 
die Subventionen maximiert werden konnten: Arbeitslose wurden z B. 
kurz vor Monatsende eingestellt und gut einen Monat später wieder 
entlassen.2 Obwohl die Beschäftigungszeit in solchen Fällen nur rund 
fünf bis sechs Wochen umfasste, konnten auf diese Weise Zuschüsse 
für drei Monate in Anspruch genommen werden (vgl. Jahn/Opalka 
2004). 

Die Maatwerk-Pleite hat auch maßgeblich dazu beigetragen, dass die 
Zahl der PSA gegenüber dem Höchststand von fast 1.000 Ende Februar 
2004 zwischenzeitlich deutlich zurückgegangen ist. Ende April 2004 
gab es nur noch 879 PSA bundesweit mit einer Gesamtzahl von 37.980 
Arbeitsplätzen, von denen nach wie vor nur gut 70 % tatsächlich besetzt 
waren. Bis zu diesem Zeitpunkt waren insgesamt 34.303 PSA-
Beschäftigte bereits wieder ausgeschieden. Der Anteil derjenigen, die in 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung vermittelt werden konnten, 
war somit gegenüber dem Stand Ende Dezember auf 30,7 % deutlich 
(nämlich um fast ein Drittel) gesunken.  

Entlohnung und Tarifverträge 

Die Hartz-Kommission hatte neben der Einrichtung von PSA auch 
vorgeschlagen, bestehende Beschränkungen der Arbeitnehmerüberlas-
sung in Deutschland für die gesamte Branche weitestgehend aufzuhe-
ben. Die Bundesregierung ist den Deregulierungsvorschlägen weitge-
hend gefolgt, hat deren Umsetzung jedoch an die Bedingung geknüpft, 
dass Zeitarbeit im Laufe des Jahres 2003 tariflich geregelt würde. An-
derenfalls werde das Gebot „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ (equal 
pay) ab Anfang 2004 gesetzlich vorgeschrieben – auch für PSA.  

                                                                 
2  Eine umfassende kritische Zusammenstellung von Erfahrungen mit Maatwerk (u. a. auf 

der Basis von Erfahrungsberichten ehemaliger Beschäftigter) findet sich bei Wompel 
2004. 
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Dass diese Vorgabe von den Vorschlägen der Hartz-Kommission zur 
Lohngestaltung in PSA abwich, wurde in Presse und Öffentlichkeit 
teilweise heftig kritisiert (vgl. ausführlicher Weinkopf 2004). Befürch-
tet wurde u. a., dass die Gewerkschaften Tarifverhandlungen verwei-
gern würden, um eine tarifliche Gleichstellung von Leiharbeitskräften 
mit den Beschäftigten der Entleihbetriebe zu erreichen. Tatsächlich sind 
im Jahre 2003 jedoch mehrere Tarifverträge für die Zeitarbeit abge-
schlossen worden – auch von DGB-Gewerkschaften, die zu diesem 
Zweck eine Tarifgemeinschaft gegründet haben. Trotz zahlreicher Un-
terschiede im Detail liegen die jeweils vereinbarten Mindestlöhne mit 
5,50 bis 6,78 Euro pro Stunde am unteren Rand des deutschen Tarifge-
füges.  

Es ist umstritten, ob die Tarifabschlüsse Zeitarbeit verteuern werden, 
was zur Verringerung der betrieblichen Inanspruchnahme beitragen 
könnte. Dagegen spricht, dass gleichzeitig fast sämtliche Beschränkun-
gen der Arbeitnehmerüberlassung aufgehoben worden sind, was die 
Kosten der Zeitarbeitsunternehmen verringert – zumindest, sofern diese 
sich zuvor an die gesetzlichen Regelungen gehalten haben.  

Bereits in Ansätzen erkennbar ist demgegenüber, dass die Tarifab-
schlüsse für die Zeitarbeit und die gleichzeitige Deregulierung dieser 
Arbeitsform erhebliche Rückwirkungen auf andere Branchen haben. 
Ein Vorreiter scheint diesbezüglich die Gebäudereinigung zu sein, wo 
unter Verweis auf die niedrigen Tarifabschlüsse in der Zeitarbeit bereits 
im Herbst 2003 vereinbart wurde, die Entlohnung in der Gebäudereini-
gung ab April 2004 abzusenken. Die Arbeitgeber haben im Vo rfeld des 
Tarifabschlusses offenbar damit gedroht, anderenfalls Zeitarbeitsunter-
nehmen als Tochtergesellschaften zu gründen, die als Arbeitgeber der 
Beschäftigten (zu niedrigeren Tariflöhnen) fungieren und diese in die 
Gebäudereinigung verleihen könnten (vgl. Labournet 2003).  

PSA im Vergleich zu früheren Initiativen 

Der Anspruch, Arbeitnehmerüberlassung „sozialverträglich“ zu betrei-
ben, der vor allem bei den ersten START-Modellprojekten in NRW 
eine erhebliche Bedeutung hatte, spielt in der heutigen Debatte keine 
Rolle mehr. Im Mittelpunkt steht vielmehr die arbeitsmarktpolitische 
Zielsetzung und – mehr oder weniger implizit – auch die Absicht, den 
Einsatz von PSA-Kräften in Betrieben durch günstige Entleihtarife zu 
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fördern. Dies wird durch das niedrige Lohnniveau (und z.  T. auch durch 
die vergleichsweise hohen Subventionen) unterstützt.  

Von seiner Konstruktion her ähnelt der PSA-Ansatz bezogen auf die in 
Teil 2 beschriebenen Vorläufer-Initiativen eher dem gemeinnützigen 
Ansatz. Dies betrifft etwa den Abschluss von befristeten Arbeitsverträ-
gen und die damit verbundene Vorgabe, nicht betriebsbedingt zu kün-
digen, wenn kein betrieblicher Einsatz gefunden werden kann. Darüber 
hinaus können sich die PSA ihre Arbeitskräfte nur begrenzt selbst aus-
suchen, und sie sollen zudem zu einem Zeitpunkt jeweils eine ganze 
Gruppe von Arbeitslosen einstellen. Solche Vorgaben gab es bei den 
früheren Initiativen i. d. R. nicht. Sie sind insofern kritisch zu beurtei-
len, als dadurch tendenziell das Ausmaß verleihfreier Zeiten ohne be-
triebliche Einsätze gesteigert wird.    

Die Nutzung verleihfreier Zeiten für ergänzende Angebote wie Coa-
ching und Qualifizierung ist zwar grundsätzlich sinnvoll, aber sie kön-
nen betriebliche Einsätze nicht ersetzen, zumal die skizzierten organis a-
torischen Probleme bei der Umsetzung geeigneter Qualifizierungsmaß-
nahmen nicht von der Hand zu weisen sind. Grundvoraussetzung für die 
Realisierung  der erhofften „Klebeeffekte“ ist, dass PSA-Beschäftigte 
einen möglichst großen Teil ihrer Arbeitszeit in Betrieben verbringen. 
Oder anders ausgedrückt: Je seltener es gelingt, betriebliche Einsätze zu 
organisieren, desto geringer sind tendenziell auch die Chancen der 
PSA-Beschäftigten, dass sie in feste Beschäftigung in den Unternehmen 
übernommen werden (vgl. auch Schröder 2002: 190).  

4 Zwischenbilanz und Schlussfolgerungen 
Aus arbeitsmarktpolit ischer Sicht eröffnen Personal-Service-Agenturen 
zweifellos die Chance, dass sie Arbeitslosen eine befristete Beschäfti-
gungsperspektive bieten und diese nicht mehr in der Arbeitslosen-
Statistik auftauchen. Dies ist aber allenfalls ein positiver Nebeneffekt, 
während die eigentliche Zielsetzung weitaus ambitionierter ist: Im Kern 
geht es bei der vermittlungsorientierten Arbeitnehmerüberlassung dar-
um, Beschäftigte zunächst als Zeitarbeitskräfte in Betriebe zu bringen 
und damit ihre Chancen auf eine Übernahme in feste Beschäftigung zu 
erhöhen. Gelingt die Organisation von betrieblichen Einsätzen nicht 
oder nur in geringem Maße, verpufft der erhoffte „Klebeeffekt“. Wie 
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der Maatwerk-Skandal gezeigt hat, ist unter den gegenwärtigen Rah-
menbedingungen nicht grundsätzlich ausgeschlossen, dass PSA-
Beschäftigte untätig zuhause sitzen und keinerlei Unterstützung erhal-
ten. Aber selbst wenn seriöse PSA-Betreiber Angebote zum Coaching 
und zur Qualifizierung bereithalten, können diese betriebliche Ar-
beitseinsätze nur ergänzen, aber keinesfalls ersetzen. Anderenfalls wä-
ren die Betreffenden in einer geeigneten Qualifizierungsmaßnahme mit 
einem integrierten Betriebspraktikum wohl besser aufgehoben.  

Wenn es den Personal-Service-Agenturen auch künftig nicht gelingen 
sollte, die Anteile von betrieblichen Einsätzen deutlich zu steigern, wird 
kritisch zu prüfen sein, ob das Konzept insgesamt tragfähig und ar-
beitsmarktpolitisch sinnvoll ist.3 Besonderes Augenmerk ist dabei dar-
auf zu richten, inwieweit in einsatzfreien Zeiten tatsächlich zusätzliche 
Integrationshilfen wie z. B. Coaching und Qualifizierung angeboten 
werden und inwieweit die eigentlich anvisierte Zielgruppe der „schwer 
vermittelbaren“ Arbeitslosen erreicht wird. Anderenfalls wäre die Sub-
ventionierung der PSA in der bisherigen Höhe kaum zu rechtfertigen. 
Eine kostengünstigere und stärker erfolgsbezogene Alternative könnte 
z. B. darin bestehen, Zeitarbeitsunternehmen für die Einstellung von 
Arbeitslosen mit Vermittlungshemmn issen einen Lohnkostenzuschuss 
und bei erfolgreicher Vermittlung in feste Beschäftigung eine Prämie zu 
gewähren.   

Als mögliche Rückwirkungen der PSA auf den Arbeitsmarkt insgesamt 
sind vor allem Verdrängungseffekte und Wirkungen auf das Lohnni-
veau von Bedeutung. Den START-Ansatz haben Gewerkschaften und 
Betriebsräte auch und vor allem unterstützt, weil ein Lohndumping 
ausgeschlossen war und andere Zeitarbeitsunternehmen keinen Grund 
hatten, unlauteren Wettbewerb zu beklagen. Im Rahmen der bisherigen 
Ausges taltung der PSA-Förderung sind solche Verdrängungseffekte per 
se keineswegs auszuschließen. Wenngleich angestrebt ist, dass die PSA 
andere Personengruppen beschäftigen als kommerzielle Zeitarbeitsun-

                                                                 
3  Ohne betriebliche Einsätze und ein tragfähiges Qualifizierungskonzept wird die 

Beschäftigung in einer PSA zu einer neuen Form der so genannten „Kurzarbeit Null“, 
die vor Jahren heftig kritisiert worden ist. In diesem Kontext erscheint dann auch die 
heft ige Kritik an Arbeitsbeschaffungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen, die aktuell 
stark zurück gefahren worden sind, nochmals überdenkenswert. Hier wird zumindest 
Beschäftigung organisiert. 
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ternehmen, erscheint fraglich, ob dies in der Praxis tatsächlich der Fall 
ist.  

Gefahren des Lohn- und Preisdumpings resultieren auch aus der 
Grundkonstruktion, dass PSA-Arbeitsverträge für eine Dauer von neun 
bis zwölf Monaten abgeschlossen werden müssen. Wenngleich diese 
Vorgabe aus arbeitsmarktpolitischer Sicht zu begrüßen ist, weil sie 
darauf abzielt, „Hire-and-Fire“-Strategien zu unterbinden, kann sie 
gleichzeitig erheblichen Druck auf die Höhe der Verleihsätze ausüben – 
insbesondere bei Schwierigkeiten, betriebliche Einsätze zu akquirieren. 
In diesem Fall werden Personal-Service-Agenturen ggf. versuchen, die 
Betroffenen durch besonders niedrige Verleihsätze doch noch in einem 
Betrieb „unterzubringen“ – was finanziell für die PSA immer noch 
sinnvoller ist, als Beschäftigte untätig zuhause „rumsitzen“ zu lassen 
und gar keine Einnahmen zu erzielen. Dies kann jedoch gravierende 
Nebenwirkungen haben: 

• Der Einsatz von PSA-Kräften wird für die Betriebe lukrativer, was 
zur Verdrängung bestehender Arbeitsverhältnisse führen kann. Im 
Extremfall könnten die Unternehmen insbesondere für gering quali-
fizierte Tätigkeiten nur noch PSA-Beschäftigte einsetzen – subven-
tioniert durch öffentliche Zuschüsse (vgl. Ochel 2003: 26).  

• Eine große Differenz zwischen den Kosten für PSA-Arbeitskräfte 
und für die eigenen Beschäftigten in den Betrieben beeinträchtigt 
zudem auch die Übernahmechancen: Je billiger geeignete PSA-
Beschäftigte angeboten werden, desto geringer ist der Anreiz der 
Unternehmen, sie in feste Beschäftigung zu übernehmen. Damit 
würde das erklärte Ziel der PSA „ausgehebelt“.  

Mit niedrigen Kosten für PSA-Beschäftigte wächst auch der Druck auf 
das Lohnniveau der Beschäftigten in den Betrieben – vor allem auf den 
Qualifikationsebenen, für die alternativ auch PSA-Beschäftigte ohne 
längere Anlernphasen eingesetzt werden können. Das Beispiel der jüng-
sten Tarifabschlüsse in der Gebäudereinigung zeigt, dass solche Wir-
kungen bereits eingetreten sind, wobei dies allerdings nicht allein den 
Personal-Service-Agenturen zugeschrieben werden kann. Vielmehr 
haben die niedrigen Tarifabschlüsse für Zeitarbeitskräfte in Kombinati-
on mit einer umfassenden Deregulierung der Arbeitnehmerüberlassung 
möglicherweise gravierendere Effekte, als gemeinhin angenommen 
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wurde. Auch in anderen Branchen gibt es erste Hinwiese, dass eine 
Auslagerung bestimmter Tätigkeiten in die Arbeitnehmerüberlassung 
erwogen wird.  

Zusammenfassend ist festzuhalten: Die flächendeckende Einrichtung 
von Personal-Service-Agenturen und die in diesem Kontext angestoße-
nen Veränderungen im Bereich der Regulierung von Arbeitnehmerüber-
lassung insgesamt haben Bewegungen und Veränderungen ausgelöst, 
deren mittelfristige Wirkungen auf den Arbeitsmarkt insgesamt noch 
nicht absehbar sind. Während in Ansätzen bereits erkennbar ist, dass 
das Tarifgefüge in Deutschland unter Druck gerät, bleibt abzuwarten, 
inwieweit sich die Hoffnungen auf mehr Beschäftigung und eine Redu-
zierung der Arbeitslosigkeit erfüllen. Offen ist überdies, ob sich mit den 
Personal-Service-Agenturen auch unter den neuen Rahmenbedingungen 
die vergleichsweise hohen Übernahmequoten in reguläre Beschäftigung 
realisieren lassen, die in der Ve rgangenheit den besonderen „Charme“ 
der vermittlungsorientierten Arbeitnehmerüberlassung ausgemacht 
haben. 
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